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Eine Deregulierung und Globalisierung der Politik ist fällig

Offene Grenzen brächten wirksamen Wettbewerb um politische Ämter
Von Reiner Eichenberger

Politische Ämter sind heute in den meisten Fällen nur Personen aus der betreffenden
Gebietskörperschaft zugänglich, es gibt keine Konkurrenz durch Bewerber von aussen.
Der Autor des folgenden Beitrags skizziert Ansätze, wie diese Grenzen aufgehoben wer­
den könnten und Politik zu einem deregulierten, mehr oder weniger globalen Markt ge­
macht werden könnte, auf dem die Bürger und Wähler das Sagen hätten. (Red.)

Viele politische Gegenwartsprobleme wären
einfach lösbar: mit mehr wirtschaftlichem Wettbe­
werb, effizienteren Steuern und Regulierungen,
einer stärker auf Anreize ausgerichteten Sozial­
und Umweltpolitik sowie mit bürgerfreundliche­
ren Institutionen, kurz: mit liberaler Politik. Doch
trotz allen Vorteilen bildet liberale Politik welt­
weit – nicht nur in der Schweiz – eher die Aus­
nahme als die Regel. Allzu oft dominieren Partial­
interessen, entsprechend niedrig ist die Glaub­
würdigkeit von Parteien und Politikern, und für
viele politische Ämter fehlen fähige Kandidaten.
Weshalb? Hier wird argumentiert, dass all diese
Leiden eine gemeinsame Ursache haben: Überall
wird der politische Wettbewerb durch Regulie­
rungen – insbesondere Herkunftsvorschriften für
Kandidaten – stark eingeschränkt. Wettbewerb ist
aber für die Effizienz der Politik ebenso wichtig
wie für die Effizienz der Wirtschaft. Deshalb gilt
es, den politischen Bereich zu deregulieren und es
Politikanbietern zu ermöglichen, ihre Dienste
über Gemeinde­, Gliedstaaten­ und Landesgren­
zen hinweg anzubieten. So entstünde ein globaler
«Markt für gute Politik». Diese neue Art politi­
scher Öffnung ist auch eine vielversprechende
Antwort auf die wirtschaftliche Globalisierung
und die daraus folgenden, steigenden Anforde­
rungen an die Politik.

Wer will eine liberale Politik?

In der Politik tauschen Wähler und Interessen­
gruppen als Politiknachfrager mit Politikern und
Parteien – den Politikanbietern – knappe Güter:
Stimmen, Spenden und anderes gegen Politik­
massnahmen. Diese Tauschvorgänge werden
durch folgende Kräfteverhältnisse geprägt:

Zum einen läuft heute eine liberale Politik oft
den Interessen der Regierung entgegen. Politikern
nützt es wenig, die Steuern allgemein zu senken.
Sie haben mehr davon, die Steuermittel gezielt für
ihre Projekte und ihre Klientel auszugeben. Ge­
nauso haben sie kein Interesse an bürgerfreund­
lichen Reformen von Institutionen – wie an der

Dezentralisierung oder am Ausbau direktdemo­
kratischer Instrumente –, weil dies nur ihre Macht
mindern würde. Da hilft auch Konkurrenz durch
Oppositionsparteien wenig. Von ihnen können
die Wähler keine liberalere Politik erwarten, weil
sie die gleichen Anreize haben wie die alte Regie­
rung, sobald sie gewählt sind.

Zum andern herrschen zwischen den gut orga­
nisierbaren Interessengruppen (etwa den Produ­
zenten und organisierten Arbeitnehmern) und
den schwer organisierbaren Gruppen (wie den
Konsumenten und Steuerzahlern) Asymmetrien
bezüglich Ressourcen, Information und Kontroll­
möglichkeiten: Gut organisierte Interessengrup­
pen verfügen über mehr Ressourcen für politische
Tauschgeschäfte; dank der Verbandsarbeit wissen
sie mehr über das Wirken jedes einzelnen Politi­
kers und die Politiker ihrerseits mehr über ihre
Anliegen; gut organisierte Gruppen können bes­
ser kontrollieren, wieweit Wahlversprechen einge­
halten werden. Unter solchen Umständen nützt es
Politikern offensichtlich mehr, sich für die gut
Organisierten einzusetzen. Damit kämpfen sie
aber nicht fürs Gemeinwohl, sondern für Parti­
kularinteressen – und damit oft genau für das
Gegenteil liberaler Politik.

Aus diesem Dilemma führen weder moralische
Appelle noch Neuwahlen. Vielmehr müssen die
politischen Spielregeln so verändert werden, dass
eine liberale, an allgemeinen Interessen orien­
tierte Politik auch für die Politiker attraktiv wird
und dass die Asymmetrien zwischen den gesell­
schaftlichen Gruppen kleiner werden.

Abschottung und Preisvorschriften

Im wirtschaftlichen Sektor ist längst klar, wel­
che Spielregeln Anbieter dazu bringen, im Inter­
esse der Nachfrager zu handeln: Die Märkte müs­
sen geöffnet, die Produktionsprozesse dereguliert
und die Preise freigegeben werden. Die heutige
Situation in der Politik bildet den krassen Gegen­
satz dazu; drei Stichworte veranschaulichen, wie
stark der Wettbewerb eingeschränkt ist:

– Protektionismus. Kandidaten für nationale
Ämter müssen Inländer sein und oft in ihren
Wahlkreisen wohnen; und Kandidaten für
lokale Ämter müssen fast überall im betreffen­
den Gebiet wohnen. So werden die einheimi­
schen Bewerber vor der Konkurrenz durch aus­
wärtige Politiker geschützt, denn diese müssten
zuerst ihre bisherigen Ämter aufgeben und um­
ziehen, bevor sie kandidieren dürfen. Die Be­
deutung dieser Marktabschottung lässt sich an­
hand einer Analogieüberlegung ermessen: Wie
erginge es wohl privaten Unternehmungen, die
nur noch oberste Kader und Verwaltungsräte
anstellen dürfen, die schon bei ihrer Bewer­
bung vor Ort wohnen?

– Überregulierung. Wählbar sind nur natürliche
Personen, die meist ausschliesslich von politi­
schen Parteien aufgestellt werden dürfen.
Dieses Wahlverbot für juristische Personen
zwingt viele Wähler, ihnen unbekannte Men­
schen zu wählen, die kaum auf wirksame Weise
auf das Parteiprogramm verpflichtet werden
können.

– Preisvorschriften. Die expliziten staatlichen
Entschädigungen für die Inhaber politischer
Ämter sind gesetzlich festgelegt. Oft sind sie so
niedrig, dass die Politiker zusätzlich auf impli­
zite Entschädigungen durch Interessengruppen
angewiesen sind. Doch die verschiedenen ge­
sellschaftlichen Gruppen haben ungleiche Fä­
higkeiten, implizite Entschädigungen anzubie­
ten. Zudem finden ortsansässige Politiker leich­
ter zu solchen impliziten Abgeltungen – etwa
bei der Einzonung von Bauland oder bei der
Vergabe von Aufträgen an nahestehende Fir­
men – als auswärtige Politiker, die keine mate­
riellen Bindungen an die Gemeinde haben.
Formell niedrige Löhne für Politiker halten
deshalb auswärtige Konkurrenz fern.

Das Deregulierungsprogramm

Aufgrund ihrer Nachteile gilt es, die bisherigen
Regulierungen aufzuheben. Ein Reformpro­
gramm sollte vorsehen, dass

– auch Auswärtige und Ausländer alle politi­
schen Ämter bekleiden dürfen,

– auch juristische Personen direkt für politische
Ämter kandidieren dürfen,

– die expliziten staatlichen Entschädigungen von
Politikern so erhöht werden, dass die politi­
schen Ämter auch ohne implizite Entschädi­
gungen und für auswärtige Kandidaten attrak­
tiv sind.

So entstünde ein offener Markt für gute Politik,
auf welchem auswärtige und einheimische Politik­
anbieter gleichberechtigt miteinander konkurrie­
ren und erfolgreiche einheimische Politikanbieter
in andere Gebietskörperschaften expandieren
können. Die gewählten juristischen Personen

könnten für die gewonnenen Mandate natürliche
Personen delegieren und gegebenenfalls austau­
schen und sie so wirkungsvoller auf das Wahlpro­
gramm verpflichten. Es könnten auch internatio­
nale Politikberatungs­, Menschenrechts­ und Um­
weltorganisationen direkt als Politikanbieter an
diesem Markt auftreten.

Konkurrenz für Einheimische

Die Deregulierung der Politik setzt nicht auf
Revolution, sondern auf Evolution; sie schafft nur
neue Möglichkeiten. Selbstverständlich dürfen
natürliche Personen und Inländer weiterhin kan­
didieren. Die bisherige Verfassung bleibt in Kraft
und ist auch für auswärtige Politikanbieter ver­
bindlich. Die Deregulierung stärkt die Anreize
und Möglichkeiten der Politikanbieter, tatsächlich
die Interessen der Bürger zu vertreten, auf vielfäl­
tige Weise.

Erstens steigen die Anreize der Politikanbieter,
Massnahmen durchzusetzen, die bisher nicht in
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ihrem Interesse lagen, also etwa Steuern zu sen­
ken und wirkungsvolle institutionelle Reformen
vorzunehmen. Denn in einem offenen Markt kön­
nen sie sich auf diese Weise eine Reputation für
bürgerorientierte Politik aufbauen, die es ihnen
erlaubt, auch in anderen Gebietskörperschaften
oder Ländern erfolgreich zu kandidieren und so
ihren «Marktanteil» auszuweiten.

Zweitens wird der politische Wettbewerb inten­
siviert. Die Kandidatenauswahl und der Wettbe­
werbsdruck wachsen und beflügeln die einheimi­
schen Anbieter. Während heute der Markteintritt
ausserordentlich mühsam ist – weil er den Aufbau
neuer lokaler Parteistrukturen verlangt –, können
in einem deregulierten Markt auswärtige politi­
sche Anbieter leicht in neue Märkte eindringen.
Dies fördert den Wissenstransfer und senkt die
Reaktionszeiten. Neue gesellschaftliche Probleme
und unbefriedigte Wählerbedürfnisse können
schneller aufgegriffen werden.

Die Bürger ernst nehmen

Drittens nehmen die Unterschiede zwischen
den Interessengruppen ab. Die Informations­
asymmetrie wird kleiner, weil es für die Bürger
einfacher ist, die Politik eines bestimmten Anbie­
ters zu beurteilen, der an mehreren Orten aktiv
ist. Die Kontrollasymmetrie wird ebenfalls gerin­
ger, weil überregional und international agierende
Politikanbieter besonders starke Anreize haben,
sich an Wahlversprechen zu halten, da sie immer
irgendwo im Wahlkampf stehen. Die Ressourcen­

asymmetrie schliesslich nimmt ab, weil die Bürger
die Vergabe der expliziten Entschädigungen mit
ihrer Stimme direkt beeinflussen können und zu­
dem die expliziten bisherige implizite Entschädi­
gungen verdrängen. Denn in einem offenen
Markt mit hohen expliziten Entschädigungen
lohnt es sich für die Politikanbieter, sich auf den
expliziten Teil zu spezialisieren und eine Reputa­
tion der Unabhängigkeit aufzubauen. Zudem stei­
gen mit höheren expliziten Entschädigungen die
Kosten eines Amtsverlustes und mithin die An­
reize der Politiker, die Präferenzen der Bürger zu
berücksichtigen. Schliesslich stärkt die Intensivie­
rung des politischen Wettbewerbs auch die An­
reize der Politikanbieter, die ungebührliche An­
nahme impliziter Entschädigungen durch Kon­
kurrenten aufzudecken.

Viertens können Politikanbieter dank Direkt­
kandidatur und Delegationsmöglichkeiten zentra­
ler organisiert sein. So können sie glaubwürdigere
Politikangebote machen als herkömmliche Par­
teien, die sehr dezentral und basisdemokratisch
organisiert sein müssen und deshalb auch sehr
heterogen sind.

Fünftens wird der ernsthafte politische Diskurs
gefördert. Solange die Wahlversprechen unglaub­
würdig sind, verhalten sich die Wähler an der
Urne übermässig emotional. Erst wenn die Alter­
nativen konkret und glaubwürdig sind, entsteht
eine sachliche Diskussion über die Wirkungen
politischer Massnahmen, und erst dann verhalten
sich die Wähler zielgerichtet und vernünftig.

An günstigen Gelegenheiten fehlt es nicht
Die Deregulierung ist auf alle politischen

Ämter anwendbar, sei es auf Legislative, Exeku­
tive oder Judikative, auch auf unabhängige Insti­
tutionen wie Zentralbanken. Internationale An­
bieter dürften sich besonders auf den Ausbau der
demokratischen Institutionen spezialisieren.
Während es sich für Politiker in geschlossenen
Märkten oft lohnt, die demokratischen Institutio­
nen zu missbrauchen und zu ihren Gunsten um­
zugestalten, haben international aktive Politik­
anbieter dank dem Reputationsmechanismus
allen Grund, die Regeln nachhaltig zu stärken.

Ausländer im Kampf gegen Korruption

Die Vorteile der Deregulierung wachsen mit
den heute bekannten Problemen. Auf zwei Gebie­
ten ist die Anwendung besonders naheliegend:

– Entwicklungsländer. Bei Wahlen in vielen Ent­
wicklungsländern ist es üblich, dass alle Kandi­
daten die weit verbreitete Korruption, den
Machtmissbrauch und die Unfähigkeit der bis­
herigen Regierung geisseln und versprechen,
alles besser zu machen. Falls sie aber gewählt
werden, haben sie die gleichen Anreize wie die
alte Regierung. Deshalb verhalten sie sich ähn­
lich. Folglich sind schon ihre Versprechen un­
glaubwürdig, und die Wahlkämpfe verkommen
zu Unterhaltungsveranstaltungen. In einem de­
regulierten, offenen politischen Markt wäre
dies anders. Es könnten bewährte ausländische
Politikanbieter kandidieren. Das würde die An­
reize der einheimischen Politiker stärken, eine
bürgerorientierte Politik zu verfolgen, im
Wahlkampf ernsthaft Probleme zu thematisie­
ren und ihre Versprechen dann auch wirklich
umzusetzen.

– Föderalistische Staaten. Eine konsequente De­
zentralisierung hat aus ökonomischer Sicht
vielfältige Vorteile. Allerdings werden mit zu­
nehmender Dezentralisierung die politischen
Märkte verkleinert und so der politische Wett­
bewerb geschwächt; zudem wird die Verfüg­
barkeit qualifizierter Kandidaten einge­
schränkt. Aber schon durch die Deregulierung
der Politik auf nationaler Ebene würde Klein­

räumigkeit wieder zum Vorteil. So könnte ein
nationaler Markt für gute Politik entstehen, in
dem sich Politikanbieter auf die Lösung lokaler
Probleme spezialisieren und ihre Leistungen
Gemeinden und Kantonen anbieten könnten.
Denkbar wäre es sogar, dass einzelne Politiker
in mehreren Gemeinden gleichzeitig Teilzeit­
ämter besetzen, so dass ihr Wissen und ihre
Erfahrungen besser genutzt werden können.
Ein solcher nationaler Markt wäre viel wettbe­
werbsintensiver als die heutigen lokalen Märk­
te; und die Anreize der Politiker, eine liberale
Politik zu verfolgen, wären wegen des Reputa­
tionseffektes wesentlich stärker.

Vorbehalte

Das Konzept der Deregulierung der Politik ist
ungewohnt; es stösst auf vielfältige Bedenken und
Fragen, die hier kurz diskutiert werden.

Würden auswärtige und ausländische Politik­
Anbieter gewählt? Die EU zeigt, wie gross die Be­
reitschaft der Wähler ist, ausländischen Politikern
Macht zu geben. Im Grunde haben die Bürger
der EU­Beitrittsländer gerade entschieden, dass
sie lieber von ausländischen Politikern aus Brüs­
sel als von ihren eigenen Politikern regiert wer­
den wollen. Wie gut nationale politische Märkte
funktionieren, zeigt der einzigartige Markt für
Bürgermeister in Deutschland und besonders in
Baden­Württemberg. Dort kann jeder Deutsche
ohne lokalen Wohnsitz als Bürgermeister kandi­
dieren. Der Erfolg auswärtiger Kandidaten ist
überwältigend. Ihre Chancen steigern sie nicht
nur durch gute Arbeit in anderen Gemeinden,
sondern auch indem sie spezialisierte
Bürgermeisterschulen und ­lehrgänge besuchen.
Dass die Marktöffnung auch in der Schweiz funk­
tionieren kann, zeigen die Kantone St. Gallen
und Thurgau, wo Auswärtige ebenfalls als Ge­
meindepräsidenten kandidieren können und es
mit beachtlichem Erfolg tun.

Ist die Erhöhung der expliziten Entschädigun­
gen nicht zu teuer? Die Mehrkosten sind klein,
wenn sie mit den riesigen Gewinnmöglichkeiten
verglichen werden, die sich bei einer besseren
Politik ergäben. Zudem steigen die Gesamtkosten
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wenig, da ja höhere explizite Entschädigungen die
impliziten Abgeltungen verdrängen.

Wie kann verhindert werden, dass internatio­
nale Politikanbieter die Macht missbrauchen?
Internationale Anbieter haben selber Anreize,
institutionelle Regelungen vorzuschlagen, die ihre
Macht beschränken, weil dies ihre Wahlchancen
erhöht. Gleichwohl spricht nichts dagegen, dass
Länder oder internationale Organisationen ein
Wettbewerbsrecht für den politischen Markt ent­
wickeln, das es einzelnen Anbietern verbietet,
innerhalb eines Landes oder auf internationaler
Ebene Monopolmacht zu erlangen.

Auf zur Umsetzung

Wie und wo kann mit der Deregulierung der
Politik begonnen werden? Die Deregulierung
innerhalb eines Landes lohnt sich vor allem für
föderalistische Länder, wo die lokalen politischen
Märkte zumeist noch vollständig von der Konkur­
renz abgeschottet sind. Dies gilt insbesondere für
die Schweiz, aber auch für Österreich, die USA
und Kanada sowie – abgesehen vom Bürgermeis­

ter­Markt – für Deutschland. Die internationale
Marktöffnung ist umso vorteilhafter, je mehr Län­
der ihre Märkte öffnen. Ein besonders nahelie­
gender Deregulierungskandidat ist die EU. Dort
wäre der «freie Politikerverkehr» lediglich die
konsequente Fortsetzung der vier wirtschaftlichen
Freiheiten.

Ebenso könnten internationale Institutionen
ihre Hilfe an Länder mit mangelhaften politi­
schen Strukturen von entsprechenden Reformen
abhängig machen – genau so wie heute (leider oft
wenig wirksame) traditionelle demokratische Re­
formen eingefordert werden. Schliesslich wäre es
auch vorstellbar, dass dereinst die Uno oder die
USA bei internationalen Einsätzen wie etwa in
Kosovo oder im Irak nicht nur zuerst ausländi­
sche Zwangsverwalter einsetzen und dann Wah­
len mit ausschliesslich inländischer Beteiligung
befehlen, sondern die Deregulierung der Politik
durchsetzen und der geschundenen Bevölkerung
erlauben, glaubwürdige auswärtige Politiker zu
wählen.
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